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denZug der"Bismar(:k':äéheri—Staatskunst ihreFähigkeit, den jeweiligen Geg-
DNer 11 Unrecht versetzen. vwo Die eingehende DarstellungderHaltung Bis-
marcks ı der Frage der Besetzung der zunächst als bestehend angesehenen
Vertretung des Deutschen Reiches eım Stuhl legt die Absicht sSeiINer
Taktik bei der protokollwidrigen Krnennung Gustav Adaolf VoO  — Hohenlohes
offen

Gewerkschaftliches Grundsatzprogramm
Wirtschaftspolitische Grundsäbe

OSWALD VO ELL

Zehn Jahre, nachdem der Münchener Gründungskongreß des Deutschen (Se-
werkschaftsbundes C1iM gewerkschaftliches Grundsatzprogramm verkündet
hat, stellt sıch begreitlicherweise die Hrage, ohb nıcht der eıt SCH, dieses
Programr‘n überprüfen, gegebenenfalls verändertenVerhältnissen
nıemand WIT:  d verkennen, wıievıel siıch ı diesen zehn Jahren verändert hat
un Erkenntnissen sowohl die Krfahrungen als auch die Diskus-
S1016 N dieser Jahre haben unNnseTrTe Erkenntnisse auf gesellschaftlichem un
wirtschaftlichem Gebiet C111 gewaltiges Stück vorangebracht ANZUDASSECN.
uch gewerkschaftlichen Kreisen finden Überlegungen s{ta ob sich der
bevorstehende Gewerkschaftskongreß solchen Aufgabe unterziehen
solle tto Brenner hat bereits die CLUDLASSALC Formel ı Umlauf gesetzt
‚„„Verbesserung, nicht Verwässerung‘‘. Sie verdient ohne Zweiftel Zustim-
IHUNS, diesem Fall mehr, als viele der 1949 formulierten Grund-
Satze ohnehin schon allzuviel W asser un daher Irockensubstanz
enthalten. Kntzug VO  — W asser un dafür Anreicherung Kerniger Substanz
und zugleich C111l PFAaZISCIC Fassung wWwarTe der YTat 6116 begrüßenswerte
Verbesserung. Bedarf das Programm darüber hinaus grundsätzlichen
Berichtigung‘

Wenn WIL diese Frage aufwerfen, SC der Ordnung halber A
nächst einmal Testgestellt dafß 1949 Snıcht eın Grundsatz-

ANSCHOMUNECN, beschlossen odeı verkündet wurde, sondern WL

Heckel 291 macht aut die verfassungsrechtliche Folgen S Verzichtes a
Vertretung des Deutschen Reiches beım HI Stuhl aqaufmerksam: „„ 50 Tand - 6111 1111

Bısmarcksechen Reiche unerhörter all 11N€e aut den Einheitsstaat hin gerichtete Kon-
zeNntratıon der auswärtigen Vertretung der deutschen Länder ıhr nde der vielmehr .
1116 föderalıstische Rückbildung.“‘ oth bezeichnet die Krnennung GustavVv Hohenlohes-
Schillingsfürsts als kırchenpolitischen Kehler Bismarcks und erklärt: „„Ohne dıesen
Mißgriff are damals vielleicht doch dıe Berliner Nuntrzatur Gefolge Reichsbot-
schaft beım Hl Stuhl perfekt geworden‘”” (Zur Vorgeschichte der Berliner Nuntıatur, 1112
Reich und Keichsfeinde, (€ 2530)
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Aufzählungen VoO Grundsätzen, „ Wirtschaftspolitische Grundsätze‘®‘ un
‚„Sozialpolitische Grundsätze‘‘, ohne Anspruch aut Vollständigkeit, vielmehr
e1NC Auswahl dessen, wasunter en damaligen Verhältnissen vordringlich
erschien. Infolgedessen haben diese Bündel Ol Grundsätzen bis

(Grade mehr den Charakter grundsätzlich tundierten Aktıions-
TOSTAaHLLLS qals dessen, w as mMan sich unter Grundsatzprogramm VOI' -

zustellen pflegt.
In diesem Beıtrag sollen die ‚„ Wirtschaftspolitischen Grundsätze darauf-

hın untersucht werden, ob SiIC ach heutiger Lage der Dinge un heutigem
Stand der Erkenntnis och verireten werden können, obh oder WIC-

weıl S16 m1T7 den der christlichen Soziallehre anerkannten Grundsätzen
Einklang oder ı Widerspruch stehen.

Die ‚‚ Wirtschaftspolitischen Grundsätze‘® seizen sich aAUuSs 1er

Grundsatzforderungen un sıeben mehr ı1115 einzelne gehenden Punkten.
Die erste Grundsatzforderung verlangt EiINe Wirtschaftspolitik, die Men-

schenwürde, Vollbeschäftigung aller Arbeitswilligen, zweckmäldigen KEinsatz
aller volkswirtschaftlichen Produktionskräfte un schließlich Deckung des
volkswirtschaftlich wichtigen Bedar{ifs sichert Daß die Sicherung der
Menschenwürde, der Arbeitsgelegenheit Tür alle, dıe arbeitsfähig und aAr -

beitswillig sind, w I6 auch zweckmäßiger Kınsatzaller volkswirtschaftlichen
Produktivkräfte selbstverständliche Forderungen sind, die auch die christ-
liche Soziallehre nachdrücklich vertritt, bedarf Teiner Ausführungen. Nur
beiläufig SC1 bemerkt, da{iß der Ansprache 1US XIL die Delegierten
der italienischen christlichen Arbeitervereine VOo. der zweck-
mäßige Kınsatz der volkswirtschaftlichen Produktivkräfte untier der Zahl
der Gründe aufgezählt wırd die schwei WICSCI, gegebenenfalls
ZUT Maßnahme der Sozilalisierung greifen Was untfer „Deckung
des volkswirtschaftlich wichtigen Bedar{fs‘®® verstanden ISU wıird nıcht SaNzZ
klar (wessen Bedarff); woran Inan er dabei denken mMoSc, kel-
1919 Kall wıird 6S sich eLiwas Bedenkliches handeln.

Idie zweıte Grundsatzforderung bezieht sich auf die „Mitbestummung der
organisiıerten Arbeitnehmer ı allen personellen, wirtschaftlichen un:! 1a-

len Fragen der Wirtschaftsführung un: Wirtschaftsgestaltung‘‘. In der SLO-
en Rede, die Hans Böckler als erster Vorsitzender des neugegründeten (Ge-
werkschaftsbundes hielt, beriet sıch für diese Forderung auf en bekann-
ten, NUur WEN1LSC Wochen vorhergegangenen Beschlufß des Bochumer Katho-
likentags un benutzte die Gelegenheit, auch den heiden Sozialenzykli-
ken Rerum Varun un Ouadragesimo NO Anerkennung bezeu-
SCHh Dieinzwischen ungeheuer. weitschichtig gewordene Frage der Mit-
bestimmung'un des Mitbestimmungsrechts Ikann 1er nicht nach allen Se1l-
ten verfolgt werden. Hs mu aber auf das Bedenkenhingewiesen werden,
das darın liegt, C113 Mitbestimmungsrecht DUr für die organisıerte Arbeit-

{/tz-Groner, Sozlale SummePıus XIl IL, 1463{4f.; hier NT. 2919; AAS (1945)
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nerschaft fordeı HN1Chtn Sagtl, merh |8|1
dieAuslegung nahelegt, die Mitbestimmungsolleauf die organisierteArbeit-
nehmerschaft beschränkt SC1iNHN un faktisch deren Organisationen, d. ı1 den
Gewerkschaften, vorbehalten bleiben. Hier macht S1IC  h die eigentümliche
Zwitterstellung der Gewerkschaften bemerkbar, da{fß SiIC einerseits freie Ver-
CEINISUNSCNH sind, die als solche Xu  ar tür iıhre Mitglieder sprechen können,
derseits aber UuaSsı--öffentlich-rechtlichen Charakter tragen,kraft dessen SI6

jedenfalls ı Umfang als ‚„KRepräsentanten“‘ der gesamten Arbeit-
nehmerschaft angesehen werden und aufzutreten haben Hätten die (Ge-
werkschaften die Grundsatzforderung ach Mitbestimmung heute 1910 Z

Lormulieren, fiele die Kormulierung sicherPFQaZ1LSs AQUS; statt der recht
unbestimmten Ausdrücke „ Wirtschaftsfüihrung un Wirtschaftsgestaltung‘“
würde dıe sogenannte betriebliche un überbetriebliche Mitbestimmung Sau -
ber unterschieden erscheinen. Wahrscheinlich ZORE INnan auch schon Leh-
T  en un ZAWar grundsätzliche Lehren AUSs den inzwischen angefallenen
Krfahrungen mıt der Mitbestimmung, Erfahrungen, die uten Veil
für die Gewerkschaften enttäuschend wäaren und ihnen Schwierigkeiten
mancherlei Art eingetragen haben2. Mag aber der Gedanke derMitbestim-
MUung auch heute noch nicht KEnde gedacht, auch Von den Gewerk-
schaften selbst ı SCINEeET SANZCNH JLragweite och nıchterkannt SCHHN, sicher
ist, da{fß jer einZurück geben, sich vielmehr 1Ur darum handeln kann,
wirklich nde denken un die VON der gesetzestechnischen Verwirk-
lichung unabhängige, tragende gesellschaftspolitische Idee herauszuarbei-
ten der Arbeit anderen, der Menschenwürde des arbeitenden Men-
schen höherem rad entsprechenden Finordnung Gesellschaft und
Wirtschaft verhelfen, aqals das der kapitalistischen Epoche eigentümümliche
Lohnarbeitsverhältnis ihr bietet.

Die drıtte Grundsatzforderung „Überführung der Schlüsselindustrien ]
Gemeineigentum““ ist die bekannteste, zugleich umstrittenste. Im Selbstver-
ständnis der GewerkschaftenspieltSIC offenbar=überragende Rolle:
gleich gilt S1E vielen Vertretern des christlich-sozialen Gedankengutes, Z W
fellos aber auch vielen Sozialisten qls Ausdruck dafür, dafß die Einheits-
gewerkschaftı Wirklichkeit eben doch C106 sozialistische Richtungsgewerk-
schaft SCT,

Die Yatfrage, ob oder inwieweit VOoN Gleich- oder Ineinssetzung VON
SPD und DGB, VO  am Abhängigkeit der gewerkschaftlichen Urganisation VOILL

der politischen Partei oder umgekehrt die Rede SCIH kann, steht hier nicht
ZUF Er  orD  rterung. Hier geht e 1Ur darum,ob die Grundsatzforderung „Über-
führungder Schlüsselindustrien ı Gemeineigentum“alstypisch sozialistisch
nzusehen ist der nicht. Was 1es angeht, ist bemerkenswert, daß das ort-

Vgl hierzu das soeben erschienene uch VOo  — Alfred Horne, Der beklagte Sıeg. Stutt-
gart und Düsseldorf 1959, Ring-Verlag, das War journalıstischer Aufmachung, ber
doch solıd fundiert ( 0017 Menge einschlägiges Material zusammenträgt und damit Fınblicke

die erlebten Enttäuschungen und der Hauptsache noch keineswegs bewältigtenSchwierigkeiten vermuittelt.
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Berlin on amım) der SPD 1954 die Soz alıs  1
erheblich gerıngerem Umfang befürwortet als die wirtschaftspolitischen
Grundforderungen des DGB Vo1949 Der DGB 11 die Schlüsselindustrien
(sprachlich richtiger: die wirtschaftlichen Schlüsselpositionen) der prıvaten
Verfügungsmacht entziehen un:versteht darunter ‚„insbesondere Bergbau,
Eısen und Stahl, Großchemie, KEnergie, wichtige Verkehrseinrichtungen,
Kreditinstitute‘‘; Gegensatzdazu beschränkt sich die SPD auft Grund-
stoffindustrien, also wesentlich SCEZ0OSCNEN Kreis. Fragen WITFT,
was die Soziallehre der Kirche azu sagt, müssen WIL feststellen, da{f mit
Schlüsselindustrien, bzw. wirtschaftlichen Schlüsselpositionen das g_
troffen 1ST,as 1US XI meı1nt, wWenn Ouadragesimo annn VOo WIrL-
schaftlichen Machtstellungen spricht, die „ohne Gefährdung des öffentlichen
Wohles Privathändennicht überantwortet bleiben‘“‘ können. Selbstverständ-
lich ist damit och nichts ber die Tatfrage gesagt, ob und inwleweit
den beispielhaft („insbesondere!‘‘) aufgeführten Fällen S1C.  h Macht-
posıt1onen handelt, denen gegenüber wirtschaftspolitische Lenkungsmaßls-
nahmen undDUr cdie Sozlalisierung Abhilfe schafft.

Zur vierten Grundsatzforderung „soziale Gerechtigkeit durch Aa SCHLCS-
SCIHC Beteiligung aller Werktätigen volkswirtschaftlichen Gesamtertrag
uıund ausreichenden Lebensunterhalt für die infolge Alters, Invalidität, Krank-
heit nıcht Arbeitsfähigen“‘ erübrigen sich alle weıteren Ausführungen. Die
Forderung ist unangreifbar. Meınungsverschiedenheiten können sich erst
ergeben, WEnnn die konkreten Ma{inahmen ıhrer Verwirklichung
geht Dann ann Z Streit kommen, einmal darum, welche Beteiligung
als „angemessen‘ und welcher Lebensunterhalt alg „ausreichend““ anz

sehen SCIH, Zandernmal den geeigneten Weg oder die gee1gneten Wege,
dasangestrebte Ziel erreichen un:! das für richtig gehaltene Ausmaß
verwirklichen. Hinsichthch der „angemessenen Beteiligung der Werk-

tätigen“ rde INnan Ausführungen ber die gewerkschaftliche Lohnpolitik
erwarten, ber die jedoch befremdlicherweise den „ Wirtschaftspoliti-
schen Grundsätzen‘“‘ nıchts gesagt wird:. Über Mittel un:! Wege’ den 3, qQUuS-
reichenden Lebensunterhalt der Nichterwerbsfähigen“‘ sichern, tinden
sich knappe Andeutungen i den „Sozlalpolitischen Grundsätzen“‘ also
dem Platz, auf den S16 gehören.

Außer diesen Jer dieSpitze gestellten Grundsatzforderungen enthält
das „ Wirtschaftspolitische Grundsätze des überschriebene Dokument
och sieben Abschnitte mit speziellen Ausführungen, ei‘gen}tümlicherweise

der Anordnung, dafß Zitfer e1INe Krgänzung Grundsatzforderung: I,
Ziffer 3‚ 611e solche bzw. eC1Ne6 Verdeutlichung der Grundsatzforderung
bringt.

eitaus die größte Wichtigkeit kommt Ziffer Zı oderrichtiger gesagtT,
ame ihr Z wenn nıcht gerade ler der unbedingt erforderlichen

Gustar Gundlach S5J, Die sozıalen Rundschreiben Leos HL und Pius X ext und
deutsche Übersetzung. Paderborn 1931, Nr 114; AAS (19531) 214
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Klarheit f eh'ilt‘(;‚. } Fur welche %/irtsehäft;oédfiu‚ng‘ e‘ntvsc‘h‘eitvle/t' $iéh‘dér DCB?
Mit em sogenannten Leitsätzegesetz des Wirtschaftsrats des „Vereinigten
Wirtschaftsgebiets‘” als Vorläufers der Bundesrepublik Deutschland ıst die
ordnungspolitische Entscheidung zugunsten der Verkehrswirtschaft gefallen.
Im Dortmund-Berliner Aktionsprogramm hat sich auch die SPD grundsätz-
lich 1m gleichen Sinn entschieden, selbstverständlich unbeschadet aller nNnOl-

wendigen Kritik a dem, was sich unter dem Namen der „Sozialen Markt-
wirtschaftt“®® in der Bundesrepublik tut Da die Gewerkschaften 1949 och
nıcht weiıt w1€e die SPD 1954, ist niıcht verwunderlich und kann
ihnen billigerweise nicht ZUr Last gelegt werden. Das äandert aber nıchts
daran, da{fs das, w as die ‚„„Wirtschaftspolitischen Grundsätze“ In Zaitffer AUS-=-

Sasch, ım höchsten (Grade unklar, um nicht Z sagen sinnlos ist
(GGefordert wird volkswirtschaftliché Planung, wogegen Zwangswirtschaft

abgelehnt wird. ber einen ‚„volkswirtschaftlichen Gesamtplan” und dessen
Notwendigkeit werden viele Worte gemacht, ohne da{ß klar würde, welche
Vorstellungen Ian sich sowohl VO nhalt als auch von der Verbindlichkeit
eines solchen Planes macht. Gewiß dartf Inan an eıne gewerkschaftliche Ver-
lautbarung programmatischen Charakters aus 1949 nıcht die Ma{ißstäbe der
wirtschaftswissenschaftlichen Frkenntnis VOo. 1959 anlegen. Wenn sich aber
Vıktor Agartz nach Böcklers Tod gerühmt hat, se1l der \geistigé Urheber
des Münchener Grundsatzprogrammes, dann hat entweder seinem natıo0-

nalökonomischen Wissen un Können eın vernichtendes Zeugnis ausgestellt,
oder und das ıst wohl die wahrscheinlichere Annahme hat versucht,
Sei_ne Vorstellungen VO  b Wirtschaftsordnung In das Programm hıneinzutra-

SCH, ohne jedoch damıt durchzudrıngen. Was vorliegt, ist nıcht Fisch un
nicht Fleisch; eiıne dirigistische Schlagseite ist allerdings nıicht zu verkennen.
Angesichts der Gesetzesgläubigkeit der Deutschen ist miıt Bestimmtheit
zunehmen, da ein sehr großer eıl der Gewerkschaftsmitglieder und des

Funktionärskörpers ganz gleich, ob Sozialisten oder nicht, insbesondere
auch sechr viele, die bei den Bundestagswahlen 1953 un: 1957 ihre Stimme
der CGDU gegeben haben, damıt ihre Zustimmung A Erhardschen Wiırt-

schaftspolitik oder richtiger: ZU. ‚„deutschen Wirtschaftswunder“ kund-

zugeben die Möglichkeit, durch obrigkeitliche Anordnung erwünschte
ökonomische Effekte herbeizuführen und unerwünschte verhindern, be1
weitem öbBerschätzt. Es mMas sein, da{fß sich sozialistische Parteien un Kegie-
rungen außerhalb der Bundesrepublik für eıne solche Überschätzung
In esonderem Gradanfällig erwıesen haben, während christLlich-soziale Par-
teıen un VO  ; ihnen getiragene keglerungen, insbesondere, auf Unter-
SLULZUNG durch Kräfte AaUus dem Jliberalen Lager angewliesen, mehr einer

‚„„liberalen”‘ Auffassung der Wirtschaft un entsprechender Handhabung der

Wirtschaftspolitik neigten. In Wirklichkeit F weder das eıne ‚sozialistisch”
noch das andere ‚„christlich””, sondern hbeides ist primıtıye Vulgärökonomie.
Die vulgärökonomische Wassersuppe der Zittfer durch ein klares, auft der
öhe hgutiger wissenschaftlicher Örkenntniıs stehendes ordnungspolitiscl_1es
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Bekenntnis zu 'ersetrz‘e—ril‚v wäre eıne wühScilenéfierte-‚ so;idél"n_y driny-eWET.  tliches.  undsat:  ogram  f  X  Bekenntnis zu ersetzen, wäre eine nicht nur wünschenswerte, sondern drin- —  gef1d gebotene Verßesserung. ;  ;  Zn  }   Ziffer2 greift auf die oben bereits erörterte  «‘Grundsatzfßrderuégß zu-  rück. Gegenüber Großgebilden, so wird hier festgestellt, reichen wirtschafts-  politische Lenkungsmaßnahmen nicht aus. Sie haben im Gegenteil die Macht, -  die staatlichen MaßnahmenQ nach ihrem Willen zu beeinflussen. Sehr ein-  drucksvoll ist das ausgeführt in Quadragesimo anno*. Gegenüber Maß-  nahmen der Verstaatlichung wird betonte Zurückhaltung geübt. In der Re-  gel soll die Überführung in Gemeinwirtschaft in der Form von „Körper-  schaften der wirtschaftlichen Selbstverwaltung“ erfolgen, in denen aller-  dings für die Gewerkschaften ein maßgeblicher Einfluß gefordert wird. Be-  reits in seinem einführenden Referat hatte Böckler verstaatlichte Unter-  nehmen wie Bahn und Post als nicht nachzuahmende Vorbilder bezeichnet.  Auch die in jüngster Zeit bei der IG Bergbau wieder nachdrücklich erhobene  Forderung auf Überführung des Bergbaus in Gemeineigentum und Gemein-  wirtschaft wurde ausdrücklich dahin verdeutlicht, daß dabei keinesfallsgn  Verstaatlichung gedacht sei®.  x  Ziffer 3 handelt von der „Demokratisierung der Wirtschaft  “, die als not-  wendige Ergänzung und Sicherung der politischen Demokratie gefordert  wird. Der Gedanke — oder muß man sagen: das Schlagwort? — der Wirt-  schaftsdemokratie oder Demokratisierung der Wirtschaft krankt seit sei-  nem Aufkommen in den zwanziger Jahren an beklagenswerter Unklarheit.  Parolen wie diese: wenn man den Kapitalismus nicht brechen könne, dann  müsse man ihn eben biegen, haben nicht dazu beigetragen, die Sache klarer  zu machen. Nichtsdestoweniger steckt in dem Schlagwort ein durchaus ge-  sunder und richtiger Kern; es ist genau der gleiche, dem nicht ganz ein Men-  schenalter später die Forderung der, Mitbestimmung entsprungen ist (vgl.  S  oben Grundsatzforderung 2). -  $  An dieser Stelle werden aus dem  Gedanken def Wirischaftsdemokratie  zwei Folgerungen gezogen. Die eine ist sehr konkret und präzis: die Organe  der wirtschaftlichen Selbstverwaltung (gemeint sind hier offenbar die be-  reits bestehenden „Kammern‘“‘, wie Industrie- und Handelskammern, Hand-  werkskammern, Landwirtschaftskammern u. a. m., aber aüch_ neuzuschaf-  fende Wirtschaftskammern) sollten paritätisch mit Arbeitnehmern und Un-  ternehmern besetzt sein, im Grund genommen von gewerkschaftlicher Seite  gesehen eine ungemein bescheidene Forderung; man könnte sehr wohl ver-  stehen, wenn aus dem Un313tän-c_l‚ daßv d_ig weitaus überwiege':nde Zahl der pro-  4 £;andzach' V 105—108; AAS 23 (1931)“210_211. \  5 Auch der starke Widerstand, der von gewerkschaftlicher Seite gegen die (Re-)Pri-  vatisierung bundeseigener Unternehmen (Howald, Preussag, [Volkswagenwerk]) geleistet  wurde, darf keinesfalls dahin verstanden werden, daß Staatsbesitz als die geeignetste  Form der Gemeinwirtschaft angesehen werde. Zur Frage der Berechtigung oder Nicht-  berechtigung. dieses Widerstandes wie. auch zu den Gründen, die tatsächlich zu diesem  Widerstand geführt haben dürften und ihn so außergewöhnlich hart werden ließen, ist  damit selbstverständlich nichts g  lung zu nehmen.  esagt und i’st‘ in diesem Zusammenhang»y auch keine Stel-  }  271gend gebotene Verbesserung.
Ziffer 2 greift auf die oben bereits erörterte | Grundsatzforderuég 3

rück. Gegenüber (GroO dgebilden, wird 1er festgestellt, reichen wirtschafts-
politische Lenkungsmafßnahmen nicht aus,., Sie haben ım Gegenteil die Macht,
die staatlichen Maßnahmen ach ihrem Willen A beeinflussen. Sehr ein-
drucksvoll ist das ausgeführt In Quadra€esimo anno *, Gegenüber Maß-
nahmen der Verstaatlichung wird betonte Zurückhaltung geübt. In der Re-
gel soll die Uberführüng In Gemeinwirtschaft In der Form von ‚„Körper-
schaften der. wirtschaftlichen Selbstverwaltung“ erfolgen, In denen aller-
dings für die Gewerkschaften ein ma{ißgeblicher FEinfluß gefordert wırd. Be-
reıts ın seinem einführenden Referat hatte Böckler verstaatlichte Unter-
nehmen WIe€eE Bahn und Post als nıcht nachzuahmende Vorbilder bezeichnet.
uch die In jüngster Zeit bei der Bergbau wlieder nachdrücklich erhobene
Forderung auf Überführung des Bergbaus In Gemeineigentum un Cemein=-
wirtschaft wurde ausdrücklich dahin verdeutlicht, da{ß dabei keinesfalls an
Verstaatlichung gedacht sSe1

Zıfter handelt von der ‚„Demokratisierung der Wirtschaft.. die als ‘ not-
wendige Krgänzung un Sicherung der poliiischen Demokratie gefordert
wird. Der Gedanke oder mufs man sagen: das Schlagwort? der Wırt-
schaftsdemokratie oder Demokratisierung der Wirtschaft krankt se1t se1-
ne. Aufkommen ın den ZWwanzıger Jahren beklagenswerter Unklarheit.
Parolen Ww1e diese: wenn INan den Kapitalismus nıcht brechen könne, annn
mMuUusSse. man eben bıegen, haben nicht dazu beigetragen, die Sache Ilarer
AI machen. Nichtsdestoweniger steckt iın dem Schlagwort eın durchaus Al
sunder und richtiger Kern; ist genäu der gleiche, dem nıcht ganzZ eın Men-
schenalter später die Forderung der Miıtbestimmung eNISprungenN ist (vgl
oben Grundsatzforderung 2)

An dieser Stelle werden Au dem Gedanken der Wirtschäftsdemokratie
ZWEeL Folgerungen geZOgeN. Die eine ist schr konkret un präzis: die Organe
der wirtschaftlichen Selbstverwaltung (gemeint sıind 1ler oftfenbar die hbe-
reıts bestehenden „Kammern‘‘, WIe Industrie- un Handelskammern, and-
werkskammern, Landwirtschaftskammern UL, a. M., aber auch neuzuschaf-
fende Wirtschaftskammern) sollten parıtätisch mit Arbei tinehmern uUun: Un-
ternehmern besetzt se1ın, im Grund genommen VO gewerkschaftlicher Seite
gesehen eine ungemeın bescheidene Forderung;: man könnte sehr ohl ver-
stehen, wenn aus dem Urqstän—c_l‚ dalß die Weita'us überwiegc'ende Zahli der pPrO-

TG.ündlach- a.a.0 UL. 105—108: AAS (1931) H210—211.
Auch der starke Widerstand, der VO  — gewerkschaftliıcher Seite SCcHCH dıe Re-)Pri-

vatısıerung bundeseigener Unternehmen (Howald, Preussag, [ Volkswagenwerk |) geleistet
wurde, darf keinestalls dahın verstanden werden, dafß Staatsbesıtz als dıe gee1gnetste
Form der Gemeinwirtschaft angesehen werde. Zur Frage der Berechtigung oder Nicht-
berechtigung. dıeses Widerstandes WI1Ie auch den Gründen, dıe tatsächlich diesem
Wıderstand geführt haben dürften und ıhn außergewöhnlıch hart werden lıeßen, ıst
damıt selbstverständlıch nıchts
lung ZzUu nehmen.

und ist ın diesem Zusammenhang»y uch keine Stel-

271



n

R  R

S

IV 1111 VWir schaf ste en ensch rDeıitne 16L un NUur e1N€
Minderheit Unternehmer sınd, die Forderung abgeleitetwürde, auchdiewirt-
schaftlichen Selbstverwaltungsorgane mehrheitlich mıiıt Arbeitnehmern und
1LUFr minderheitlich mit Unternehmern besetzen. Solange aber die Parität
och nirgendwo ndi den Industrie-und andelskammern überhaupt och
keine Beteiligung der Arbeitnehmer verwirklicht ist, begnügt sich mıt
derPariıtät.

Die zweıte Folgerung, die SCZOSCN wird, ist viel WENISCI PräaZlIls. Die Be-
triebe als Zellender Wirtschafthätten dem Wohl der gesamten Bevölkerung

dienen. Unter der negatıven Fassung, eınBetriebdürfe die Allgemein-
heit schädigen, könnte I1  ; sich sehr ohi etwas denken; dieposıtive Was-
SUNSdagegen entbehrt des greifbaren nhalts. Daß die Betriebe „ebenso
Vo  - der Arbeit 16 - Vommm Kapital getragen” werden, ıst wıederum e1Nn be-
Iremdendes „understatement”” und bleibt zudem überholten Kategorien —
haftet: die Arbeit ragdie Betriebe, bzw. die Unternehmen, nicht 1Ur

„ebenso®‘ WIie® das Kapital, sondern ist der alleinige Träger, während das
Kapital Jediglich dasmaterielle Substrat bildet. Allerdings ist annn untier
„Arbeit““ nicht ILUFr dıe ausführende, sondern auch die eitende Tätigkeit
verstehen, un neben diesen beiden ist das Kapital der Dritte oder richtiger:
das Dritte. ber obwohl heute dank der Mitbestimmung Vertrauensleute der
Arbeit bzw. der Gewerkschaften i Vorständen un!: Aufsichtsräten sıtzen,
denkt INnan noch ı derüberholten Zweiteilung Kapital-Arbeit, die
solange sinnvoll} WAaTr, als untier „Kapital®® der Kapitalist, der Kıgen-
ümer-Unternehmer verstanden WAar. In Zeitalter, da die entschei-
denden „Kommandohöhen“ der irtschaft i seltener VOo  — Kıgentümer-
Unternehmern un häufiger VO  - Nichteigentümern, ja selbst von

ausgesprochen ‚„„freischwebenden‘‘ Management EINSCNOMM WT -

den, ıst dieses zweibahnige Denken überhaolt. Mag Zieit brauchen,
CS aus em Vulgärjargon entfernen, Grundsatzerklärungen darf 65
heute SCIN Unwesen nicht mehr treiben. al ı diesem Zusammenhang
die eigentümlicherweise gerade VoO deutschen Unternehmertum oder doch
VOoO  = SCIHNETr großen Mehrheit gescheute Publizität gefordert wird, ist heute
och ebenso aktuellWI1C 1949
Ziffer 4 greiit das „Gesamtproblem der volkswirtschaftlichen Rationali-

sierung‘aut oder richtiger gesagt versucht aufzugreifen,ohne 16-
doch wirklhiechi denGriftf bekommen. Tatsächlich ist 1ULE vVvonder techno-
logischen Rationalisierung die Rede, 1e ı] volkswirtschaftlich i höchsten
Grade unrationel]l SsScih ann. Diese bittere Erfahrung der WahZıscr Jahre,
die der Generation, cdıe nach 1945 daranging, die Gewerkschaften wieder
aufzubauen, noch tief ı den Knochen steckte,wirkt sich ler aus,. Was 1er
unfer volkswirtschaftlichem Blieckwinkel gesechen wird, istnichts anderes alg
das, w as - die technologische Arbeitslosigkeit bezeichnen pflegt, die
Freisetzung VO  an Arbeitskräften, die überall da eintrıtt, arbeitsparende
Verfahren eingeführt werden, die aber DUr ann rationell ıst, ihr als-
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bald die Wiedereinstellung dieser Arbeitskräfte anderer. Stelle Tolgt. Die
Sorge hierfür iıstgewißein Hauptstück.des Bemühens volkswirtschaft-
liche KRationalıtät, und dieWirtschaftspolitik wıird sehr sorgfältig darauf
achtenhaben Wenn dagegen die ‚„ Wirtschaftspolitischen Grundsätze®®hierzu
nichts anderes beizusteuern 155611 a1s den Gemeinplatz „planmälig geleitete
Wirtschaft istdas mehr als kümmerlich, insbesondere nachdem Zitfer

gar keiner VWeise geklärt hat w as {an sıich untier „Volkswirtschaftlicher
Planung und ‚„volkswirtschafitlichem Gesamtplan vorstellen soll So wird
anstelle des Zitfer schon einmal verfehlten Problems der ordnungspolh-
tischen Entscheidung, gleichbedeutend mıiıt der volkswirtschaftlichen Ge-
samtordnung oder dem wirklichen Gesamtproblem der volkswirtschaftlichen
Rationalität; 1Ur C111 allerdings wichtiges und den Arbeitnehmer besonders
ühlbar berührendes Teilproblem aANSCHANSCH, aber nichts irgendwlie‘Greift-
bares darüber gesagl, w as ennn I1  a tun WAarLC, meistern.

Ziffer 5 Flüchtlingsproblem un Wohnungsetend ıst SalZ aus der
Lage Vo 1949 heraus entstanden. In dem seither verflossenen Jahrzehnt 1st

ungeheuer jel geschehen. Hs WAare zuviel gesagt, die Aufgaben voll-
ständig oder Sar voll befriedigend gelöst. Aber der Fragestand hat sıch
grundlegend geändert; S  11 rıingcn heute mıt ganz anderen Schwierigkeiten
als damalsı. Heute geht insbesondere die Beschaffung VO  — Bauland und
dıe allmähliche Befreiung N der Wohnungszwangswirtschaft mıft allem,
w as Tum- und dranhängt. Zur Wohnungspolitik hätte daher eln Grundsatz-
FOSTamım auch heute och sehr Wichtiges un: VWesentliches SaSch. Liel-
der hat sıch der DGB sSsEeiINEN bisherigen wohnungspolitischen Stellung-
nahmen glücklich eIl. Obwohl die Gewerkschaften selbst be-
deutende W ohnungsunternehmen miıt ansehnlichen Bestand Woh-
NUNSCH besitzen und obwohl zwischen ihnen und den gemeinnützıgen. Woh-
nungsunternehmen zahlreiche Querverbindungen bestehen, konnten S16 sich
bisher unbefangenen Würdigung der wirtschaftlichen Möglich-
keiten und Notwendigkeiten ı Wohnungswesen nıcht durchringen. Immer
och sehen s1C einseltig das Interesse ihrer Mitglieder billıgen Mıieten, die
deswegen ZWaNSsWCISC nıedrig gehalten werden sollen, un sind blind für
das Streben außerordentlich zahlreicher Arbeitnehmer ach CI  —
DeN Heım, nehmen nıcht ZUr Kenntnis, da{fß sich ihre wohnungspolitischen
Korderungen C1iNe ständig wachsende Zahl ihrer CISCHNCN Mitglieder
richten. Wenn irgendwo, ann zeigt sich 1er die Befangenheıit 1 planwirt-
schaftlichen oder vielmehr ı der wirtschaftlichen Rationalıtät
wıderlaufenden un daher planlos irrelaufenden zwangswirtschaftlichem
Denken.

Von Zuffer ann nicht 1el Besseres gesagt werden. „Sicherung der eal-
löhne  C ist Iraglos C111 sehr beachtliche Forderung. Wenn die Gewerkschat-
ten wollten, welchen Beıtrag S1C selbst deren Verwirklichung lei-
sten sind un daran anschließen: angäben, welchen Beıtrag azu
VO  — anderer Seite SIC erwarten, wäare das selbstverständlich I11LUL be-
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ber,grüßen. Stat desse he tıve
wer diese Politik betreiben soll und S1ICbeste könnte %. Für Gegen-
stände des lebenswichtigen Bedarfs wird überdies Preiskontrolle gefordert.
DieManipulierung der Agrarpreise - nicht ı der Bundesrepublik allein! —
hätte den Gewerkschaften den Geschmack behördlicher Preiskontrolle
sehr ohl verderben können; Anzeichen dafür sıind allerdings bıs jetzt nicht

erkennen.
VWeıiter wird Sicherung der Reallöhne e11Cc bessere Ordnungdes Steuer-

systems gefordert: hohe Freigrenzen un die Belastung der Massenver-
brauchsartikel ‚„„aufs außerste einzuschränken®‘. Nunist sechr leicht 9
welche Steuern INna nıcht erhoben der doch herabgesetzt sehen wünscht.

damıiıt C111 Beitrag ZUL Erhaltung der Reallöhne geleistet wird oder oh
sich die als KErsatz einzuführenden Steuern als produktionshemmend und da-
her och jel nachteiliger für dieöhe des Reallohnes auswirken, bleibt völ-
lig offen. Wären die Gewerkschaften allein, die solche Milechmädchen-

chten, SIC durch ELINe solcherechnungen aufmachen, annn müßlte 119  - befür
Kennzeichnung beleidigen. ber SIC befinden sich damıt ı guter und
bester, 311 CH. sehr zahlreicher Gesellschaft, un hat derVorwurf
der Milchmädchenrechnung‘ un _ primıtıver Vulgärökonomie längst das
Ehrenrührige verloren. Da die Gewerkschaften aber miıindestens über ıGCINLSC
kluge Leute verfügen, «die WI1ISSCH, w as ZULC Sicherung der realen Kauftfkraft
der Löhne geschehen ann un muÄß, darf Ina.  n ohl entscheidenden
Verbesserung dieses wichtigen Punktes entgegensehen.
InLZıffer 7 sprechen sich die „„Wirtschaftspolitischen Grundsätze®‘ ftür

europäische Wirtschaftsgemeinschaft aus.Selbstverständlich i all-
und nıicht ı spezifischen Sinn, den die RömischenVerträge

der EW gegeben haben Sehr vieles, w as jer gefordert wird, iıst ‚W 1+-

schen - WeNnNn auch nıcht der glücklichstenorm verwirklicht
worden, ZU. eil unter verdienstvoller Mitwirkung der Gewerkschaften
selbst. Je mehr jetzt auch die Kehrseıte dieser Entwicklung kennen-
lernen, da{fß nämlich europäische Integration unter Umständen weltwirt-
schaftliche Desintegration ach sich zieht, dringender wird CS, hbe1

Überarbeitung der Wirtschaftspol_itischen Grundsätze aut die weltwirt-
schaftliche Integration ıundangesichts uUuNserer inzwischen sechr erstarkten
Wirtschaftskraft auf die daraus sich ergebenden Verpflichtungen gegenüber
den sogenannten Entwicklungsländern einzugehen. uch 1er also reichliche
Gelegenheıt, nıcht VveErwassCIN,sondern verbessern!

Soll der Versuch abschliefsenden Würdigung gemacht werden,
genügt nicht 61116 Zusammenfassung der Kritik den einzelnen Punkten,
sondern mu{fß notwendig auch auf das EINSESANSCHwerden,w as den (Grund-
satzen wirklichen Grundsatzprogramm fehlt.

5  5 Die Verbrauchergenossenschaften hbetreiben „„aktıve. Preispolitik”” und jedermann
weıiß NauU, was das bedeutet, ber dafür, daß S1C hıer angesprochen1, ıst keinerle1
Anhalt ersichtliıch.
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Nn Ikriti amme fassend Bt wirtschaftspoli
sche Grundsatz- oderGesamtkonzeption(volkswirtschaftliche Planung, nicht
Zwangswirtschaft) iıst höechstenGrade unscharf. Immerhin verrät S1IC C1Ne

deutliche NeigungZDirigismus, die namentlich dann ıL die Augen springt, NvAwWeNll I1a  — S16 mıft dem Dortmund-Berliner Aktionsprogramm der SPI) Ver-

gleicht, das dem Dirigismus e1INe klareAbsage erteilt. Die VOoO  — Gruppe
freiheitlich-demokratischer Sozialisten ı DGB herausgegebene, heutenıcht
mehr erscheinende Zeitschriftt 99  1€ andere Seite‘‘ brachte i Februarheft
1956 einen bemerkenswerten Belitrag „„Die 1)GB-VWirtschaftsuhr ist stehen
geblieben‘”, schlagend dargetan wurde, wleweıt sich die wirtschafts-
politische Konzeption der SPD) unddes DGB auseinanderentwickelt haben
nd ı welchen Rüekstandder DGB dabei geraten ist Kıs iıst bekannt, da{f
füras ı Beratung befindliche ecue Grundsatzprogramm der SPID) die letzte
Entscheidung auch der Frage der wirtschaftlichen Grundhaltung och
nicht gefallen ıst. AÄußerstenfalls bestünde die Möglichkeit, daiß die SPD auf

läangst für iüberwunden gehaltenen Standpunkt ZUCUuückfällt Kommt 6S

azu nıcht, annn wird allerdings eiNnNe Modernisierung SCLINEeETr wirtschaftspoli-
tischen Denkweise und Haltung füren DGB Sanzun: Sar unaufschiebbar.

Auffallenderweise fehlt — WIC schon bemerkt den ‚„ Wirtschaftspoli-
ar  -tischen Grundsätzen“ dasjenige völlig, as doch traditionell dereigenste

Aufgabenbereich der Gewerkschaften ist: die Lohnpolitik. Selbstverständ-
lich kann das niıcht aut Unachtsamkeit oder VergeßBlichkeit beruhen. Man
könnte sich denken, SC1 beabsichtigt SCWESCH, der Lohnpolitik ihrer
zentralen Wichtigkeit für die Gewerkschaften eiNe CISCHNC programmatische
Verlautbarung wiıdmen. KEine solche hegt jedoch bis heute nicht VOTL. E
wilß werden die Gewerkschaften 1  hre lohnstrategischen Überlegungen dem
Gegenspieler nicht vorzeitig aufdecken, aber berdie volkswirtschaftlichen
Grundsätze, die jeder Eröfterun'g der Lohnifrage un daher insbesondere
auch jeder Verhandlung der Tarifparteien zugrundeliegen müssen, könnte Daun sollte 11a sıch mıt allerKlarheit un Offenheit aussprechen. Wenn
jJüngstens C1NC wissenschaftlich ernste Abhandlung ber gewerkschaftliche
Lohnpolitik“ dem Ergebnis kommt: ‚„LohnpolitikWIC VOL Jahren“‘
Inag das vielleicht eiwas hart formuhlhiert SC} die Gewerkschaften ollten
aber nıcht Jänger ZOSECETN,ihre Lohnpolitik einmal gründlich und allseıtig :
durchdenken un VOoO  am} dem, W as die nationalökonomische Wissenschaft hıs
Zumn gegenwärtigen Augenblick erarbeitet hat Kenntnis nehmen, gleich-
jel ob die einzelne Erkenntnis ihnen willkommen oder unwillkommen 1sST,

Ausgerüsstet miıt der Gesamtheit dieser Erkenntnisse werden S1C sechr viel
besser gewappnet SC1I1L und jelmehr für ihreMitglieder herausholen können
als mit em ı vieler Hinsicht unzureichenden hüstzeug, womıt S16 derzeıt
die lohnpolitischen Auseinandersetzungen bestreiten.

Fritz Abbh I7a Podgajetz, Dıe gewerkschaftliche Lohnpolitik ı der Weimarer Re-
publık und ı der heutigen Bundesrepublıik, ritischerVergleich, Schmollers Jahr-
buch (1959) 157—193
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Kin Weiterer Gégéfisfäfld‚ den mafi ebn ét d ie Eigei_}Ltp_ihzs-
polıtik. Daß auch hier ein höchst befremdlicher Gege.hsatz‘ zum Dortmund-
Berliner Aktionsprogramm der SPD besteht, das die FKigentumspolitik schr

nachdrücklich betont, - sei 1Ur 1m Vorübergehen erwähnt. WAar lassen die
Gewerkschaften ber Fragen der Eigentumspolitik diskutieren; die „„Ge-
werkschaftlichen Monatshefte®® als das Diskussionsorgan des DGB haben
eine ganze Anzahl VO Beiträgen azıul gebracht, gelegentlich auch die Mit-
telungen des W.AWLUL; das VOo. DGB veranstaltete Europäische Gespräch in

Recklinghausen 1958 WAar SANZ dem Thema ‚„Macht un Ohnmacht des
tumsv E ist Eigentum eine gesellschaftliche Ordnungsmacht ?GC gewidmet®. ber

sie rıngen sich ZuUu keiner Entscheidung durch Das enttäuscht geWilS nicht
wenı1ıge ihrer Mitglieder, wenn CS nicht gar einer der Gründe für die Stagna-
tiıon der Mitgliederzahl ıst Vor allem aber sind ach dem heutigen Stand der

inge und der wirtschaftswissenschaftlichen Erkenntnis Lohnpolitik und
Eigentumspolitik ınlösbar ineinander verflochten: die eigentumspolitische
Entscheidung SETZ die Grenze für dıe lohnpolitischen Möglichkeiten. Seit
eiNıger Zeıt ist 1mM öffentlichen KRaum dıe Eigentumspolitik In Fahrt gekom-
MenNn der DGB und seine Gewerkschaften haben jedoch nichts da.zu bei-

Wenn daher die Eigentumspolitik einen Lauf nımmt, der ihnen
nıcht gefällt, dürfen sS1e sich nıcht darüber wundern, haben sie sich doch
selber zuzuschreiben. ]die KEigentumspolitik ıst wahrhaftig wichtig SCHUS,
da{fß der DGB und seıne Gewerkschaften sıch darum kümmern sollten; aber
auch wenni sie 1Ur aut ihrem ureigensten Gebiet der Lohnpolitik nıicht hınter
der Zeit und hiınter dem, was S16 für ihre Mitglieder erreichen könnten,
rückbleiben wollen, mussen S1€ die Verbindung aktiıver Lohnpolitik un ak-
tıver Eigentumspolitik finden; Lohnpolitik verbunden mıt eigentumspoliti-
scher Ahbstinenz beraubt sich selbst der besten Chancen

Zu einer gründlichen Überarbeitung der „„Wirtschaftspolitischen Grund-
sätze“ liegt also Anla{iß VOr,. An eine „Verwässerung"””, VOr der tto
Brenner arnell Zzu MUSsSeN glaubte, ist schon nıcht denken; Im Gegen-
teil; die notwendigen, um nicht unaufschiebbaren ‚„Verbesserun-
c.  gen werden das gewerkschaftliche Küstzeug zunächst für die Verhand-
Jung, 1mM Bedarfsfall auch für die kämpferische Auseinandersetzung In

wes?sntlichen Stücken schärfen un:! vervollsfändigen haben1®0,

Macht der Ofinmaéht des Eigenfums. Siebtes Europäisches Gespräfch iın der Enéel$-
burg Recklinghausen, 1im Auftrag des eutschen Gewerkschaftsbundgs hrsg. V.O.  I Frıeda
Rösslıng-Grüters, Köln-Deutz 1959, Bund-Verlag Gmb

Vgi hıerzu Verf. ‚„Lohnbildung und ohnfindung‘”‘, Christl.-soz. Werkbriefe
Nr 33/ (Werkgemeinschaften chrıstl. Trbeıtnehmer München

10 In einem weıteren Beıtrag sollen die ‚„Sozialpolıtischen Grundsätze des B** e1ıne
äahnliche Würdigung erfahren.
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